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Änderungsantrag zu GSP.S­01

Von Zeile 15 bis 19:
(277) Für die meisten Menschen ist Erwerbsarbeit mehr als Existenzsicherung. Arbeit stiftet Sinn, man
gehört dazu, bringt etwas voran. Erwerbsarbeit in Vollzeit muss immer so viel wert sein, dass man davon
auskömmlich leben kann. Arbeit umfasst aber auch Sorge- und ehrenamtliche Arbeit, die für eine
funktionierende Wirtschaft unerlässlich ist. Auch diese Arbeit muss mehr Anerkennung erfahren und
aufgewertet werden. (277) Mit dem Grundeinkommen ist die Existenzsicherung für alle Formen der Arbeit
gesichert. Sei es Erwerbsarbeit in Vollzeit oder Teilzeit, abhängig oder selbstständig oder auch Sorge- und
ehrenamtliche Arbeit, die für eine funktionierende Gesellschaft ebenfalls unerlässlich ist. Damit ist Arbeit
immer mehr als Existenzsicherung. Arbeit stiftet Sinn, man gehört dazu, bringt etwas voran. Die Belastung
mit Steuern und Abgaben von Erwerbsarbeit muss so gestaltet sein, dass sich tätig werden immer lohnt.
Aber auch unbezahlte Arbeit wird durch das Grundeinkommen ermöglicht, erfährt mehr Anerkennung und
wird aufgewertet.

Begründung

Über ein Grundeinkommen für alle wird Existenzsicherung von Erwerbsarbeit entkoppelt. Das ermöglicht
vielfältigere Formen der Arbeit, ohne in finanzielle Abhängigkeiten zu geraten. Ehrenamt und
nicht-entlohnte Care-Arbeit darf kein Privileg der ökonomisch Abgesicherten bleiben. Gleichzeitig wird,
durch einen angepassten Übergang von Steuern und Abgaben, Erwerbstätigkeit im unteren
Einkommensbereich, zum Beispiel Aufgrund von Teilzeit, aufgewertet. Im Gegensatz zum heutigen System
indem sich Erwerbstätigkeit finanziell erst lohnt, wenn damit ein Einkommen oberhalb der
Grundsicherungsniveaus erreicht werden kann. Für Alleinerziehende oft eine unlösbare Aufgabe. Wenn die
Existenz schon gesichert ist, wird Erwerbstätigkeit vom Zwang befreit. Dadurch steigt die Motivation, die
Qualität der Arbeit und der Arbeitsbedingungen insgesamt. Gute Arbeitgeber*innen profitieren.
Arbeitgeber*innen die bislang auf Angst und Ausnutzung gesetzt haben, müssen ihre Mitarbeiterführung
überdenken - ein wünschenswerter Nebeneffekt. Die Verhandlungsposition der Arbeitnehmer*innen wird
deutlich verbessert.
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